
Beilagen zum Protokoll (Stand 10.05.2017) 

 

Sitzung des Auslandschweizerrates  

Datum 25. März 2017 

Ort  Kursaal Bern 

 Kornhausstrasse 3 – 3000 Bern 

 

Zeit   9.00 Uhr bis 18.00 Uhr  
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1. Vier Vorstösse anlässlich der Frühlingssession verbunden mit dem E-Voting 

2. Präsentation Jürg Burri, Direktor der konsularischen Direktion 

3. Präsentation Franz Muheim (Grossbritannien), Präsident Arbeitsgruppe 

„Auslandschweizerrat“ 

4. Stellungnahme des Vorstandes zum Bericht „Repräsentativität im ASR“ 

5. Präsentation Henri Gétaz, Chef der Direktion für europäische Angelegenheiten des 

EDA 

6. Resolution PostFinance 

7. Programm des 95. Auslandschweizer-Kongresses vom 17.-20. August 2017 in Basel  
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Beilage 1 

 

 

Vier Vorstösse anlässlich der Frühlingssession verbunden mit dem E-Voting 

Aktueller Sachstand: Fortschritte bei der elektronischen Stimmabgabe 

Heute setzen 6 Kantone die elektronische Stimmabgabe für ihre Bürgerinnen und Bürger im Ausland 

ein (BS, BE, GE, LU, NE und FR).  

 

Die Kantone AG und SG haben angekündigt, auf das Genfer System zurückzugreifen, um E-Voting-

Versuche für ihre Stimmbürger im Ausland per Ende 2017 durchzuführen; der Kanton VD plant diese 

per 2018. 

 

Der Kanton BS, der bereits ein System zur elektronischen Stimmabgabe nutzt, beschloss, sich 

Neuenburg anzuschliessen und das System der Post zu nutzen. Er bietet ab 2019 auch allen im Kanton 

lebenden Baslern und nicht mehr nur seinen im Ausland lebenden Stimmbürgern die Möglichkeit, über 

das Internet abzustimmen. Es wird der erste Kanton sein, der diesen Schritt macht. 

 

Am 28.10.2016 hat der Steuerungsausschuss E-Government Schweiz seinen Schwerpunktplan 2017–

2019 veröffentlicht. Er hat dabei die Bedeutung unterstrichen, die der Plan dem E-Voting einräumt. Er 

sieht vor, das E-Voting für Abstimmungen und Wahlen bis 2019 in zwei Dritteln der Kantone 

einzuführen.  

Der Steuerungsausschuss – bestehend aus Vertretern des Bundes, der Kantone und der Gemeinden 

aus dem Bereich E-Government und unter dem Vorsitz des Eidgenössischen Finanzdepartements – 

hat beschlossen, das Projekt «Vote électronique» mit zusätzlichen finanziellen Mitteln zu 

unterstützen. Von 2017 bis 2019 sollen zusätzliche jährliche Mittel von CHF 100’000 für das gesamte 

E-Voting-Projekt bereitgestellt werden. Dieser Betrag wird zu je 50 % vom Bund und von den 

Kantonen finanziert. 

Der Steuerungsausschuss hat darüber hinaus beschlossen, die Projektkoordination und -leitung 

stärker zu fördern. 

 

Motion: Verpflichtung der Kantone zur Einführung der elektronischen Stimmabgabe 

Die am 16.12.2015 von Tim Guldimann (SP/ZH) eingereichte Motion (Curia Vista: 15.4139) wurde vom 

Motionär zurückgezogen. 

In der Motion wurde verlangt, der Diskriminierung der «Fünften Schweiz» bei der Ausübung ihrer 

politischen Rechte ein Ende zu bereiten, und der Bundesrat (BR) wurde gebeten, die Kantone 

gesetzlich zu verpflichten, allen Auslandschweizerinnen und -schweizern die Möglichkeit der 

elektronischen Stimmabgabe anzubieten.  

Eine am 18.12.2015 von Filippo Lombardi (CVP/TI) eingereichte Motion, die genau das Gleiche 

forderte, war vom Ständerat abgelehnt worden und ist damit erledigt. 

 

Postulat: Roadmap für die elektronische Stimmabgabe 

Das am 18.03.2016 von Marco Romano (CVP/TI) eingereichte Postulat (Curia Vista 16.3219) wurde am 

14.09.2016 vom Nationalrat mit 121 zu 68 Stimmen und 1 Enthaltung angenommen. Der Ständerat 

muss hierzu noch Stellung nehmen. 

Mit dem Text wird der Bundesrat aufgefordert, eine Roadmap für das Inkrafttreten des Vote 

électronique zu erstellen und die Sicherheit und Transparenz der Systeme zu gewährleisten. Dies setzt 

die universelle Überprüfbarkeit sowie die (teilweise oder vollständige) Offenlegung des Quellcodes von 

E-Voting-Systemen im Internet voraus. In seiner Stellungnahme vom 18.05.2016 hat der Bundesrat die 

Annahme des Postulates empfohlen. 

Die ASO hat stets die Auffassung vertreten, dass die Sicherheit bei der elektronischen Stimmabgabe 

unerlässlich ist. Hinsichtlich der Definition dieses Sicherheitsbegriffs vertraut die ASO auf die von der 

Bundeskanzlei festgelegte Linie. Die ASO ist gleichwohl unabhängig von der Linie der Bundeskanzlei 

der Ansicht, dass vorerst mindestens zwei Systeme nebeneinander existieren sollten. Die Auflösung 

des Zürcher Consortiums hat gezeigt, dass ein System jahrelang funktionieren kann und dann plötzlich 

in Frage gestellt und aufgegeben wird. Würde die Schweiz nur noch über ein einziges elektronisches 

Stimmabgabesystem verfügen, würde eine Aufgabe dieses Systems das definitive Ende der 

elektronischen Stimmabgabe in der Schweiz bedeuten. 

 

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20154139
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20163219


 

Postulat: Wahlverhalten der Auslandschweizerinnen und Auslandschweizer 

Das am 25.09.2015 von Carlo Sommaruga (SP/GE) eingereichte Postulat (Curia Vista 15.4058) 

forderte den Bundesrat in Zusammenarbeit mit den Kantonen auf, die Verordnung über die politischen 

Rechte der Auslandschweizer zu ändern, um mehr über das Abstimmungsverhalten der 

Auslandschweizer in allen Schweizer Kantonen zu erfahren. Überdies forderte es die Veröffentlichung 

der Ergebnisse. 

Am 14.09.2016 hat der Nationalrat dieses Postulat mit 128 zu 60 Stimmen und 1 Enthaltung 

abgelehnt. 

 

Motion: Transparenz beim E-Voting 

Mit der am 18.12.2015 von Lukas Reimann (SVP/SG) eingereichten Motion (Curia Vista 15.4237) wird 

der Bundesrat (BR) aufgefordert, die Verordnung über die elektronische Stimmabgabe (VEleS) 

anzupassen, um die Zulassung der E-Voting-Systeme ab den Kantonalwahlen 2016 von der 

Offenlegung des Quellcodes abhängig zu machen. Damit soll eine höchstmögliche Sicherheit 

gewährleistet werden. 

In seiner Antwort vom 24.02.2016 beantragte der BR die Ablehnung der Motion. Verschiedene 

Massnahmen würden derzeit geprüft, insbesondere diejenige, den Zugang zum Quellcode als 

Voraussetzung für die Zulassung der Systeme aufzunehmen. Diese Prüfung werde von der 

Arbeitsgruppe «Transparenz und Öffentlichkeit» unter Federführung der Bundeskanzlei durchgeführt. 

Die Ergebnisse sollten dem Steuerungsausschuss Vote électronique bis Ende 2016 zur Kenntnis 

gebracht werden. Dieser wird über das weitere Vorgehen entscheiden. 

Der Standpunkt der ASO entspricht demjenigen zum Postulat Marco Romano (CVP/TI) «Roadmap für 

die elektronische Stimmabgabe». Die Behandlung dieser Motion steht noch aus. 

 

Motion: Voraussetzungen für flächendeckendes E-Voting schaffen 

Mit der am 18.03.2016 von Duri Campell (BDP/GR) eingereichten Motion (Curia Vista 16.3246) wird 

der Bundesrat beauftragt, Voraussetzungen und Verfahren für eine rasche Einführung der 

elektronischen Stimmabgabe festzulegen.  

In seiner Antwort vom 18.05.2016 beantragte der Bundesrat die Ablehnung der Motion. Er ist der 

Auffassung, dass die Voraussetzungen für eine flächendeckende Einführung des E-Votings bereits 

gegeben sind, und erhofft sich von den Kantonen, dass sie nun rasch einen Zeitplan zur Einführung 

des elektronischen Stimmkanals festlegen. Bis 2019 könnten jene zwanzig Kantone, die bereits heute 

über die erforderlichen Rechtsgrundlagen verfügen, die elektronische Stimmabgabe einführen. 

Die ASO ist der Auffassung, dass die Arbeit der Bundeskanzlei bereits in die vom Motionär 

beabsichtigte Richtung geht und sie in diesem Sinne das Ziel der Motion unterstützt. 

Die Behandlung dieser Motion steht noch aus. 

 

E-Voting mit grosser Mehrheit befürwortet 

Eine vom Zentrum für Demokratie unter 1523 Personen aus den drei Sprachregionen des Landes 

durchgeführte Umfrage, deren Ergebnisse am 19.09.2016 veröffentlicht wurden, hat gezeigt, dass 

79 % der Befragten die elektronische Stimmabgabe befürworten, obwohl 61 % dieses 

Personenkreises der Auffassung sind, dass über das Internet leichter Manipulationen vorgenommen 

werden können als über die briefliche Stimmabgabe. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20154058
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20154237
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20163246


 

Beilage 2 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 

 

 

 

 



Bericht Arbeitsgruppe 
«Repräsentativität ASR»

Arbeitsgruppe «Repräsentativität ASR»

Franz Muheim, Präsidium (GB)

Annette Aerni Mendieta (BO) Ivo Dürr (AT) Irène Beutler-Fauguel (IT)

Roland Isler (AU) Elisabeth Michel (DE) Françoise Millet-Leroux (FR)

Silvia Schoch (CA) Davide Wüthrich, YPSA (CH) Patrick Wyss (MX)

Mitglieder der Arbeitsgruppe

Einleitung

Arbeitsgruppe hat sich an vier Skype-Videokonferenzen getroffen.

Bericht enthält Anträge (A) und Empfehlungen (E) mit Kommentaren. 
Anträge sind verbindlich, während Empfehlungen oftmals Kann-
Formulierungen sind.

Aufbau des Berichts:

• ASR-Wahlen: Wählbarkeit und Wahlrecht (= passives und aktives 
Wahlrecht)

• ASR-Wahlen: Wahlverfahren

• Unterstützung durch das EDA – Schweizer Botschaften und Konsulate  

• Anerkennung von neuen Schweizer Vereinen

• Junge Auslandschweizerinnen und Auslandschweizer

Wählbarkeit und Wahlrecht

1. Kandidaten müssen im Stimmregister eingetragen sein. (A)

2. Alle angemeldeten Auslandschweizer müssen wählen können. (A)

3. Kandidaten müssen sowohl die Kriterien der ASO als auch die 
Anforderungen des jeweiligen Landes erfüllen. (A)

4. Dachorganisationen und Schweizer Vereine können entscheiden, ob 
sich alle Auslandschweizer zur Wahl stellen können. (E)

5. Nachweis: Interesse und Engagement in der Schweizer Gemeinschaft 
(Unterschriften oder Vorschlag durch Vereine). (E)

6. ASO stellt ein Register mit Anforderungen und ein Pflichtenheft der 
Delegierten in allen Ländern zur Verfügung. (E)

 

Beilage 3 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



Wahlverfahren

7. Dachorganisationen und Vereine sollen die Wahlen organisieren. (A)

8. ASR-Wahlen und Kandidaten werden in der «Schweizer Revue»/ 
Gazzetta Svizzera publiziert. (A)

9. Die Direktwahl des ASR soll eingeführt werden. (A)

10. E-Voting (Wahl des ASR per Internet) ist ein Ziel. (A)

11. Ausgewogene Vertretung im ASR bezüglich Region, Geschlecht und 
Alter (separate Liste, separate Wahlkreise). (A)

12. Vakante ASR-Sitze sollen gefüllt werden. (A)

13. Hybridwahlsysteme sind eine Option. (E)

Unterstützung durch das EDA

14. Das EDA soll in Zusammenarbeit mit den Schweizer Vereinen die ASO bei 
der Bekanntmachung der ASR-Wahl sowie Kandidatensuche unterstützen. 
(A)

15. Botschaften und Konsulate müssen bereit sein, Verifizierungsarbeit zu 
leisten. (A) 

16. Botschaften und Konsulate sollen logistische Unterstützung während den 
Wahlen anbieten. (A) 

17. Botschaften und Konsulate sollen aktive Unterstützung bei Pilotprojekten 
anbieten. (A)

18. Direktive des EDA bei der Unterstützung der Informationsarbeit der 
Delegierten, Vereine und Dachorganisationen. (A)

19. Botschaften und Konsulate können die Wahl durchführen, falls keine andere 
Möglichkeit besteht. (E)

20. Botschaften sollen prüfen, ob E-Voting in Ländern, in denen das Internet 
stark zensuriert ist, erlaubt ist. (E)

21. Das EDA könnte finanzielle Unterstützung für die Teilnahme an ASR-
Sitzungen für junge Delegierte anbieten. (E) 

Anerkennung Schweizer Vereine

22. Die ASO soll Richtlinien zur Anerkennung der Schweizer Vereine 
überprüfen und Wege für den Einbezug von Social Media Gruppen 
finden. (E)

23. Gesuche von Social Media Gruppen können ähnlich wie traditionelle 
Vereine behandelt werden (inkl. Beitritt zur Dachorganisation). (E)

24. Weltweite Social Media Gruppen könnten direkt von der ASO anerkannt 
werden. (E)

Junge AuslandschweizerInnen 

25. Der ASR soll die Anzahl vakanter Sitze mit Mitgliedern des YPSA 
besetzen. (A)

26. Die Länder mit den meisten Sitzen sollen anstreben, dass ein/-e 
Auslandschweizer/-in unter 35 Jahre gewählt wird. (E)
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Beilage 6 

 

 

 

 

Resolution PostFinance 

 

Der Auslandschweizerrat nimmt mit Bedauern zur Kenntnis, dass den Auslandschweizern die 

Dienstleistungen der PostFinance nicht vorbehaltlos zur Verfügung gestellt werden. 

Der Rat verlangt von den Eidg. Räten und vom Bundesrat, die Rechtsgrundlagen der PostFinance so 

zu ändern, dass die Auslandschweizer denselben Zugang zu den Dienstleistungen der PostFinance 

haben, wie die Personen mit Wohnsitz in der Schweiz. 

 

Durch den ASR verabschiedet am 25.03.2017 

 

 

Résolution PostFinance 

 

Le Conseil des Suisses de l‘étranger prend connaissance avec regret du fait que les prestations de 

PostFinance ne sont pas offertes sans réserve aux Suisses de l‘étranger.  

Le Conseil des Suisses de l‘étranger demande aux Chambres fédérales et au Conseil fédéral, de 

modifier les bases légales de PostFinance afin que les Suisses de l‘étranger aient le même accès aux 

prestations de PostFinance que les personnes domiciliées en Suisse.  

 

Approuvé par le CSE le 25.03.2017 
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